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Antrag 153/II/2025 KDV Friedrichshain-Kreuzberg

Parkplatz-Abzocke stoppen: Klare Regeln, faire Grenzen, deutliche Schilder

Beschluss: Annahme

Die SPD-Mitglieder imSenatundAbgeordnetenhaus vonBerlin, imSPD-Landes- undBundesvorstand sowie imDeutschenBun-

destag und in der Bundesregierung werden aufgefordert, sich dafür einzusetzen, gesetzliche Änderungen vorzunehmen, um

Verbraucher*innen auf privaten Parkplätzen und in Parkhäusern wirksam vor überzogenen Forderungen zu schützen. Konkret

soll geregelt werden:

1. Transparenzpflicht: Betreiber privater Parkflächen werden verpflichtet, die wesentlichen Nutzungsbedingungen (zuläs-

sige Höchstparkdauer, Parkschein- oder Parkscheibenpflicht, Höhe der Vertragsstrafe etc.) klar, gut sichtbar und leicht

verständlich an jeder Einfahrt anzubringen. Die Hinweisschilder müssen so angebracht sein, dass sie beim Einfahren

durch die Frontscheibe eines PKW unmittelbar erkennbar und gut lesbar sind. Kleingedruckte oder versteckte Klauseln

sind unwirksam.

2. Deckelung von Vertragsstrafen: Vertragsstrafen auf privaten Parkplätzen bei Kurzzeitparken werden gesetzlich auf ma-

ximal 30 Euro begrenzt. Höhere Forderungen sind unzulässig.

3. Begrenzung von Zusatzgebühren: FürMahnungen dürfen höchstens 3 Euro berechnet werden. Pauschale „Verwaltungs-

gebühren“ oder ähnlicheAufschläge neben der eigentlichenVertragsstrafe sind unzulässig. Inkasso- oder Anwaltskosten

sind bei standardisierten Massenverfahren grundsätzlich nicht erstattungsfähig.

4. Schlichtungs- und Beschwerdestelle: Es wird eine bundesweite, unabhängige Schlichtungsstelle für Streitigkeiten mit

privaten Parkplatzbetreiber*innen eingerichtet. Verbraucher*innen können dort kostenlosWiderspruch gegen Forderun-

gen einlegen. Betreiber*innen sind verpflichtet, an diesem Verfahren teilzunehmen. Zusätzlich wird eine Beschwerde-

stelle geschaffen, bei der Bürger*innen unseriöse Praktiken von Parkplatzbetreiber*innen melden können. Häufen sich

Beschwerden gegen bestimmte Betreiber*innen, müssen die zuständigen Aufsichtsbehörden tätig werden und Sanktio-

nen verhängen.

 

Überweisen an

2027-Bundesparteitag, AGH-Fraktion+Senat, Landesgruppe, Landesvorstand
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